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Rechtssatz 

Nach § 3 Z 1 Wr JSchG 2002 sind Jugendliche (dort als junge Menschen bezeichnet) Personen, die das 18. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, somit noch nicht volljährig sind (vgl. § 21 ABGB). Nach den 
Erläuterungen zu § 19 Wr WettenG 2016 in der Stammfassung (GZ: 560685/2015 zu eRecht LG - 02293-
2015/0001 Beilage Nr. 3/2016 8) bezweckte der Gesetzgeber mit der Regelung des § 19 Abs. 2 legcit., dass 
Räume mit einem Wettterminal nur von Personen betreten werden dürfen, die ihre Volljährigkeit nachgewiesen 
haben. Die Norm kann auch schon deshalb nicht anders verstanden werden, weil in diesem Zusammenhang Abs. 
3 legcit. ausdrücklich von einem Zutrittsverbot zu Räumen mit Wettterminals spricht. Besteht keine räumliche 
Trennung zwischen dem Raum, in welchem sich die Wettterminals befinden, und einem Gastgewerbebetrieb, 
betrifft das Zutrittsverbot die gesamte Betriebsstätte. Der Gesetzgeber hat im Übrigen auch nicht dahin 
differenziert, ob der Zutritt zum Wetten oder nur zur Konsumation erfolgt. Die Verwendung der Wortfolge "und 
die Teilnahme an einer Wette" ist vor diesem Hintergrund dahin zu lesen, dass durch die Zutrittskontrolle die 
Teilnahme an Wetten durch Jugendliche verhindert werden soll. 
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